
Die „Neue Justiz“ vor der UN

Die Delegation der Deutschen Demokratischen Re
publik wies am 11. Dezember 1951 vor dem 2. Poli
tischen Ausschuß der Vereinten Nationen in Paris den 
Vorschlag zur Einsetzung einer internationalen Kom
mission zur Überprüfung der Voraussetzungen für 
eine gesamtdeutsche Wahl als ein Manöver zur Ver
hinderung einer solchen Wahl zurück. Sie wurde damit 
zum Wortführer aller patriotischen Deutschen, die die 
Einheit Deutschlands und den Frieden erstreben.

Zwei Tage zuvor hatte die Bonner Delegation die 
Entsendung einer UN-Überprüfungskommission nach 
Deutschland gefordert. Ihre Sprecher waren Beauf
tragte der amerikanischen und westdeutschen Mono
polisten, die sich nicht scheuten, innerdeutsche Streitig
keiten vor die UN zu ziehen und mit Lügen und Ver
leumdungen die Deutsche Demokratische Republik, die 
Länder der Volksdemokratie und die Sowjetunion zu 
verunglimpfen.

Auf der Pressekonferenz vom 15. Dezember 1951, 
auf der die Mitglieder der Regierungsdelegation der 
Deutschen Demokratischen Republik über ihre Forde
rung vor der UN, die Überprüfung der Voraussetzun
gen zu gesamtdeutschen Wahlen dem deutschen Volke 
selbst zu überlassen, berichteten, führte der stellver
tretende Ministerpräsident und Beauftragte für Kirchen
angelegenheiten, Otto N u s c h k e , ein bezeichnendes 
Beispiel dafür an, daß die westdeutschen Vertreter 
in Paris selbst vor Fälschungen nicht zurückschreckten.
Er erklärte:

„Wir haben wohlüberlegt gehandelt und waren uns 
immer der großen Verantwortung bewußt, die eine 
solche Einladung mit sich bringt. Wir sagten uns, daß 
wir auf keinen Fall auftreten dürften ohne genaue 
Kenntnis dessen, was die Vertreter von Westberlin 
und Westdeutschland gesagt haben. Unsere Darlegun
gen müssen fest fundamentiert sein und der Wahrheit 
entsprechen.

Ein Malheur ist dem westdeutschen Vertreter. Dr. 
von Brentano, unterlaufen. Wir haben seine Rede, 
die wir uns in authentischer Übersetzung bei den Ver
einten Nationen besorgt haben, durchgesehen und ent
deckten in ihr u. a. ein Zitat, nach dem die .Neue Justiz“ 
folgendes geschrieben haben soll:

,Das Gericht ... ist ein Organ der Diktatur des 
Proletariats, das unter Führung der Arbeiterklasse 
die Klasseninteressen der Werktätigen schützt und 
daher ein Gericht von sozialistischem Typ ist.“
Brentano betonte ausdrücklich, daß dieses Zitat ein 

Beispiel für seine Behauptung über die .Stellung des 
Richters in der Sowjetzone“ sei

In Wahrheit handelt es sich hier um eine glatte 
Fälschung. Die drei Punkte in dem Zitat deuten eine 
Auslassung an, die beweist, daß es sich n i c h t  um die 
Gerichte in der Deutschen Demokratischen Republik 
handelt Im Original (s. NJ 1951 S. 489) beginnt der 
Satz mit den Worten: ,Das Gericht in den Ländern 
der Volksdemokratie ist ein Organ der Diktatur des 
Proletariats usw. . . . ‘ Der Artikel trägt die Über
schrift: ,Die sozialistischen Grundsätze der Gerichts
verfassung in den europäischen Ländern der Volks
demokratie“. Es handelt sich dabei um die Wiedergabe 
eines Aufsatzes aus der sowjetischen Zeitschrift .Sowjet
staat und Recht“ in der .Neuen Justiz“. In einer An
merkung der Redaktion wird das ausdrücklich fest
gestellt!

Herr von Brentano tritt also vor ein so hohes inter
nationales Forum mit einer nackten Fälschung. Es 
ist eine Fälschung, für die er sein Material aus dem 
Ministerium Jakob Kaisers bezogen hat, denn dort 
nimmt man es bekanntlich mit der Wahrheit nicht so 
genau. Wir hätten es leicht gehabt, die törichten Be
hauptungen der Gegenseite zu widerlegen. Wir ver
traten jedoch den Standpunkt, daß wir das, was wir 
gegen Deutsche vorzubringen haben, in Deutschland 
Vorbringen. Wir wollten nicht, daß in Paris Deutsche 
gegen Deutsche polemisieren.“

Auch dieses von Otto N u s c h k e angeführte Beispiel 
für die Fäischermethoden der westdeutschen Macht
haber entlarvt diese als Handlanger einer Clique von 
Imperialisten, die die Wahrheit fürchten, weil sie 
ihnen schadet. Ihren Lügen und betrügerischen Machen
schaften, die der Entfacbung eines neuen Weltkrieges 
dienen sollen, wird das deutsche Volk nicht erliegen. 
Die Wahrheit ist bei dem Deutschland der Arbeit, der 
Demokratie und des Friedens. Diesem Deutschland 
gehört die Zukunft

Zur Einführung des allgemeinen Vertragssystems in der volkseigenen Wirtschaft
Von Hans S c h a u l ,  Professor an der Hochschule für Planökonomie, Berlin
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Das Gesetz über den Fünf jahrplan zur Entwicklung 
der Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Re
publik bezeichnet es als Hauptaufgabe im Fünfjahr- 
plan, durch Verwirklichung des Prinzips der wirtschaft
lichen Rechnungsführung in der Leitung und Wirt
schaftsführung aller volkseigenen Betriebe ein hohes 
Niveau zu entwickeln. Einer der wichtigsten Hebel 
zur Einführung und Entfaltung des Prinzips der wirt- 
schaftlichen Rechnungsführung, zur Erreichung einer 
genauen Abstimmung def*T*röduktion mit dem Bedarf, 
zur Sicherung der termin- und qualitätsgerechten Lie
ferung aller Waren und zur Erhöhung der Plandiszi
plin besteht in der Einführung eines umfassenden Ver
tragssystems (§ 1 Ziff. 2 des Gesetzes über den Fünf
jahrplan). Dementsprechend hat die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik am 6. Dezember 
1951 die Verordnung über die Einführung des allge
meinen Vertragssystem Mr Warenlieferungen in der 
volkseigenen und der ihr gleichgestellten Wirtschaft 
erlassen (GBl. S. 1141, im folgenden kurz Verordnung 
genannt). Diese Verordnung wird ergänzt durch die 
gleichzeitig erlassene Verordnung über die Bildung 
und Tätigkeit des Staatlichen Vertragsgerichtes (GBL
S. 1143, im folgenden kurz Vertragsgerichtsverordnung 
genannt).

Der Grundgedanke des allgemeinen Vertragssystems 
besteht darin, daß alle Organe der volkseigenen und 
der ihr gleichgestellten Wirtschaft v e r p f l i c h t e t

werden, über die sich für sie aus den Volkswirt
schaftsplänen ergebenden wechselseitigen Beziehungen,
welche die Lieferung von Waren zum Inhalt haben, 
Verträge abzuschließen (§ 1 Abs. 1 VO). Die Aufstel
lung einer solchen rechtlichen V e r p f l i c h t u n g  zum 
Vertragsabschluß und ihre Sicherung durch eine Straf
androhung für den Fall der schuldhaften Verweige
rung oder Verzögerung des Vertragsabschlusses durch 
die hierfür Verantwortlichen (§ 1 Abs. 4 VO) erwies 
sich als eine unabweisbare Schlußfolgerung aus den 
Erfahrungen des Anlaufens des Fünfjahrplans im 
Jahre 1951. Auf der 6. Tagung des Zentralkomitees 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands hatte 
bereits der stellvertretende Ministerpräsident und Vor
sitzende der Staatlichen Plankommission, Heinrich 
R a u ,  darauf hingewiesen, daß sich in den ersten 
Monaten des Jahres 1951 Schwierigkeiten der plan
mäßigen Entwicklung der Wirtschaft bei solchen Be
trieben ergeben hatten, denen nicht bereits im Plan 
konkrete Aufgaben gestellt wurden, die vielmehr dar
auf angewiesen waren, daß ihre Planaufgaben durch 
Bestellung ihrer Abnehmer konkretisiert wurden. Die 
dem Betrieb durch den Volkswirtschaftsplan gestellte 
Aufgabe kann aber nur in Ausnahmefällen die Pro
duktion völlig konkret angeben. Der Volkswirtschafts
plan muß in der Mehrheit der Fälle mengen- und wert
mäßig, zuweilen selbst nur wertmäßig umschriebene 
Aufgaben stellen, die im Sortiment und Qualität sowie 
in anderen Fragen der Konkretisierung durch die Be
mühungen des Betriebes um den Absatz der Produk-
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